
IP-Vorratsdatenspeicherung 2.0? 

Nicht (schon) wieder! 

Die schwarz-rote Koalition plant erneut, 
was wir schon zweimal zu Grabe getragen haben.

Wer speichert, der leakt.
 
Erinnern Sie sich noch an die alte Vorratsdatenspeiche-
rung? Millionen unschuldiger Bürger wurden gläsern  
gemacht – nur weil eine Telefonfirma oder ein Provider 
dazu gezwungen wurde. 

Heute ist es noch schlimmer: Ihre IP-Adresse ist der 
Schlüssel zu fast Ihrem gesamten digitalen Leben. Surfver-
halten, Gesundheitsdaten, politische Meinung, Sexleben, 
Kontakte zu Ärzten oder Anwälten – alles nachverfolgbar.

 
Die neue Regelung soll als „Anti-Crime-Maßnahme“ ge-
tarnt werden. Aber lassen Sie sich nicht belügen: Es ist 
dieselbe unverhältnismäßige Massenüberwachung wie 
damals – nur mit moderner Technik.
 

Nur gegen 
Schwerkriminalität! 

Wer’s glaubt...
 

  In der Praxis werden diese Daten wie ein digitales 
Basilikum verwendet: Kommt überall drauf –  

Hauptsache, es ist verfügbar.

Was genau ist geplant?
 
•	� Provider sollen alle zugewiesenen IP-Adressen ihrer 

Kunden für 3 Monate (bis zu 13 möglich) speichern.
• 	�Zusätzlich: Zeitstempel, Ports, Verbindungsdaten.
•	 �Abruf durch Polizei, Geheimdienste, Zoll – oft ohne 

Richtervorbehalt.

 
	��Fakt: Die EU hat die alte Vorratsdatenspeicherung 

mehrfach gekippt (z.B. EuGH 2016, 2022). 

	�Fakt: Deutschland wurde verurteilt, weil die alte Spei-
cherung unverhältnismäßig war. 

	�Fakt: Die neue Regelung verstößt erneut gegen die 
Grundrechte auf informationelle Selbstbestimmung & 
Privatsphäre.  Die neue Regelung soll als „Anti-Crime-
Maßnahme“ getarnt werden. Aber lassen Sie sich nicht 
belügen: 

Es ist dieselbe unverhältnismäßige Massenüberwachung 
wie damals – nur mit moderner Technik. 

MENSCHEN BETROFFEN – 
OHNE VERDACHT

VOR GERICHT GEKIPPT 
(BVERFG + EUGH)

STELLUNGNAHMEN – 
FAST ALLE ABLEHNEND
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Stoppt die anlasslose 

IP-Speicherung! 

Keine anlasslose Massenspeicherung von  
IP-Adressen. Wer nicht verdächtig ist, hat nichts 
zu befürchten – aber auch nichts zu verbergen? 
Dieses Argument ist die erste Stufe zur  
Überwachungsdiktatur.
 
Richtervorbehalt für jede einzelne IP-Abfrage – 
ausnahmslos. Keine „Eilbefugnisse“ für Behörden.
 
Quellen-TKÜ* ausschließen – Staatstrojaner und 
IP-Logging für Messenger sind rote Linien.
 
Transparenzberichte: Jeder Bürger erfährt, wer 
wann seine Daten abgefragt hat. 

Ein Journalist recherchiert zu Polizeiskandalen 		   
 
Ein Whistleblower kontaktiert ihn
 
Behörde fragt ab: „Alle, die mit Seite X verbunden waren“

 Ergebnis: Quelle fliegt auf, Informant verliert Job, demokratische Kontrolle ausgehebelt.
 
Das ist kein Science-Fiction. Das ist Alltag in Ländern mit Vorratsdatenspeicherung.

Schreiben Sie Ihrer Bundestagsabgeordneten 
Werden Sie Mitglied – Nur mit einer starken Piratenpartei schaffen wir die Überwachungsgesetze ganz ab.

*�Die Quellen-Telekommunikationsüberwachung (Quellen-TKÜ) ist eine staatliche Überwachungsmaßnahme, bei der durch Einschleusen einer Software 
(Staatstrojaner) auf Endgeräten wie Smartphones oder Computern laufende Kommunikation (z. B. Messenger-Dienste wie WhatsApp) abgegriffen 
wird, bevor sie verschlüsselt oder nachdem sie entschlüsselt wurde.
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Seine IP wird gespeichert. 
 
Beide sind im selben Log. 
 
Journalist wird überwacht. 

Wer die alte  
Vorratsdatenspeicherung 
erlebt hat, wird sie auch diesmal verhindern 
wollen. Wir haben geklagt, demonstriert und  
Recht  bekommen. Jetzt fangen die Parteien 
wieder von vorne an mit ihrer IP-Speicher-
pflicht. Wir sagen: Nicht (schon) wieder! 
 
Dennis Klüver,  

Vorstand Piratenpartei Deutschland

Unsere Forderungen als Piratenpartei:

Was passiert wirklich?

Jetzt handeln!
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